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KURZE BEGRÜNDUNG 

Dieser Vorschlag für eine Verordnung hat das Ziel, eine gegenseitige Anerkennung 

notifizierter Identifizierungssysteme und elektronischer Vertrauensdienste einzuführen, um 

den digitalen Binnenmarkt weiterzuentwickeln. Der Vorschlag erweitert dabei den 

Rechtsrahmen der bestehenden Richtlinie 1999/93/EG über elektronische Signaturen. 

 

Der Verfasser der Stellungnahme begrüßt den Vorschlag der Kommission, der die 

Problemstellungen im Rahmen der bestehenden Richtlinie behandelt, und zwar nicht nur 

durch eine Stärkung des Rechtsrahmens, sondern auch durch die Einführung erhöhter 

Rechtssicherheit. Der Verfasser der Stellungnahme stimmt daher der Wahl einer Verordnung 

statt einer Richtlinie zu. 

 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme ist die Verordnung ein dringend 

erforderlicher erster Schritt bei der Entwicklung eines gut funktionierenden digitalen 

Binnenmarktes, der den Umgang mit grenzüberschreitenden elektronischen Transaktionen für 

Unternehmen und Verbraucher erleichtern und das Vertrauen in elektronische Transaktionen 

stärken wird. 

 

Der Verfasser der Stellungnahme unterstützt die Bemühungen der Kommission, die stark 

differenzierte Verwendung elektronischer Identifizierungssysteme in den verschiedenen 

Mitgliedstaaten mit einem leistungsfähigen Mechanismus der gegenseitigen Anerkennung zu 

verbinden.  

 

Allerdings wird in der Verordnung versäumt, ein Modell zu schaffen, das ein angemessenes 

Sicherheitsniveau auf Grundlage bestehender Erfahrungen sicherstellt. 

 

Daher schlägt der Verfasser der Stellungnahme vor, die Sicherheitsniveaus in der Verordnung 

zu definieren, um mögliche Mehrdeutigkeiten auszuräumen und sicherzustellen, dass die 

Verordnung in der Praxis funktioniert. Aus diesem Grunde wurden mehrere entsprechende 

delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte gestrichen. 

 

Ein weiteres Sicherheitsproblem betrifft die Regulierung von Vertrauensdiensten. Hier ist der 

Verfasser der Stellungnahme der Ansicht, dass deutlich werden müsste, ob Vertrauensdienste, 

die auf der Vertrauensliste erscheinen, bereits zugelassen wurden, oder ob eine Bestätigung 

der Übereinstimmung mit den Anforderungen noch aussteht. 

 

Sowohl hinsichtlich der elektronischen Identifizierung als auch hinsichtlich der 

Vertrauensdienste soll durch die vorgeschlagenen Änderungen der bürokratische Aufwand in 

den Aufsichtsmechanismen verringert werden, um die Mitgliedstaaten und Unternehmen zu 

entlasten und einen klar und prägnant gehaltenen Koordinationsmechanismus sicherzustellen. 

 

Schließlich befassen sich die Änderungen mit dem Problem der Haftung, die im Vorschlag 

der Kommission zu weit definiert wird. Dies könnte unbeabsichtigte Hindernisse bei der 

weiteren Entwicklung im digitalen Bereich nach sich ziehen.  
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen 

Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Angesichts des Tempos der 

technologischen Veränderungen sollte 

diese Verordnung einen für Innovationen 

offenen Ansatz verfolgen. 

(20) Angesichts des Tempos der 

technologischen Veränderungen sollte 

diese Verordnung einen für Innovationen 

offenen Ansatz verfolgen, der aber zu 

jeder Zeit die Verbraucher und ihre 

Interessen in den Mittelpunkt stellt. 

 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 23 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(23) Im Einklang mit den Verpflichtungen 

aus dem in der EU in Kraft getretenen 

Übereinkommen der Vereinten Nationen 

über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen sollten behinderte 

Menschen in der Lage sein, 

Vertrauensdienste und zur Erbringung 

solcher Dienste verwendete 

Endnutzerprodukte gleichberechtigt mit 

anderen Verbrauchern zu benutzen. 

(23) Im Einklang mit den Verpflichtungen 

aus dem in der EU in Kraft getretenen 

Übereinkommen der Vereinten Nationen 

über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und im Einklang mit dem 

Vorschlag der Kommission für den 

barrierefreien Zugang zu Websites 

öffentlicher Stellen1 sollten behinderte 

Menschen in der Lage sein, 

Vertrauensdienste und zur Erbringung 

solcher Dienste verwendete 

Endnutzerprodukte gleichberechtigt mit 

anderen Verbrauchern zu benutzen. 

 __________________ 
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 1 Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

über den barrierefreien Zugang zu 

Websites öffentlicher Stellen 

(COM(2012)0721) . 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 24 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (24a) Elektronische 

Identifizierungssysteme sollten mit der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24. 

Oktober 1995 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten und zum freien 

Datenverkehr1 in Einklang stehen, durch 

die die Verarbeitung personenbezogener 

Daten geregelt wird, die in den 

Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit 

dieser Verordnung und unter der Aufsicht 

der zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten erfolgt, insbesondere der 

von den Mitgliedstaaten benannten 

unabhängigen öffentlichen Stellen. 

 __________________ 

 1 Richtlinie 95/46 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24. 

Oktober 1995 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten und zum freien 

Datenverkehr (ABl. L 281 vom 

23.11.1995, S. 31).  

 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 25 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(25) Aufsichtsstellen und 

Datenschutzbehörden sollten 

zusammenarbeiten und Informationen 

austauschen, um dafür zu sorgen, dass die 

Datenschutzvorschriften von den 

Diensteanbietern ordnungsgemäß 

angewandt werden. Der 

Informationsaustausch sollte sich 

insbesondere auf Sicherheitsverletzungen 

und auf Verletzungen des Schutzes 

personenbezogener Daten erstrecken. 

(25) Aufsichtsstellen in den 

Mitgliedstaaten und Datenschutzbehörden 

sollten zusammenarbeiten und 

Informationen austauschen, um dafür zu 

sorgen, dass die Datenschutzvorschriften 

von den Diensteanbietern ordnungsgemäß 

angewandt werden. Der 

Informationsaustausch sollte sich 

insbesondere auf Sicherheitsverletzungen 

und auf Verletzungen des Schutzes 

personenbezogener Daten erstrecken. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten zusammenarbeiten 

müssen, wenn eine Harmonisierung im digitalen Bereich erzielt werden soll. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 30 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(30) Damit die Kommission und die 

Mitgliedstaaten die Wirksamkeit der durch 

diese Verordnung eingeführten 

Meldeverfahren für 

Sicherheitsverletzungen beurteilen können, 

sollten die Aufsichtsstellen der 

Kommission und der Europäischen 

Agentur für Netz- und 

Informationssicherheit (ENISA) 

zusammengefasste Informationen hierüber 

übermitteln. 

(30) Damit die Kommission und die 

Mitgliedstaaten die Wirksamkeit der durch 

diese Verordnung eingeführten 

Meldeverfahren für 

Sicherheitsverletzungen beurteilen können, 

sollten die Aufsichtsstellen der 

Europäischen Agentur für Netz- und 

Informationssicherheit (ENISA) 

zusammengefasste Informationen hierüber 

übermitteln. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme hält es für ausreichend, nur einer einzigen Anlaufstelle zu 

berichten. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 49 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(49) Im Hinblick auf eine flexible und 

zügige Vervollständigung bestimmter 

technischer Einzelaspekte dieser 

Verordnung sollte der Kommission für 

bestimmte Angelegenheiten die Befugnis 

übertragen werden, gemäß Artikel 290 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union Rechtsakte in Bezug 

auf Folgendes zu erlassen: 

Interoperabilität der elektronischen 

Identifizierung; von 

Vertrauensdiensteanbietern zu treffende 

Sicherheitsmaßnahmen; anerkannte 

unabhängige Stellen, die für die 

Überprüfung der Diensteanbieter 

zuständig sind; Vertrauenslisten; 

Anforderungen in Bezug auf die 

Sicherheitsniveaus elektronischer 

Signaturen; Anforderungen an 

qualifizierte Zertifikate für elektronische 

Signaturen, ihre Validierung und 

Bewahrung; Stellen, die für die 

Zertifizierung qualifizierter elektronischer 

Signaturerstellungseinheiten zuständig 

sind; Anforderungen in Bezug auf die 

Sicherheitsniveaus elektronischer Siegel 

und qualifizierter Zertifikate für 

elektronische Siegel; Interoperabilität 

zwischen Zustelldiensten. Es ist von 

besonderer Bedeutung, dass die 

Kommission im Zuge ihrer 

Vorbereitungsarbeit angemessene 

Konsultationen, auch auf der Ebene von 

Sachverständigen, durchführt. 

entfällt 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme muss dies vor Inkrafttreten der Verordnung 

erfolgen und sollte nicht delegierten Rechtsakten überlassen werden, vgl. den nachfolgenden 

Änderungsantrag.  Die Erwägung ist daher unnötig. 

 

 



 

PE504.331v02-00 8/33 AD\942897DE.doc 

DE 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Diese Verordnung legt die 

Bedingungen fest, unter denen die 

Mitgliedstaaten elektronische 

Identifizierungsmittel natürlicher und 

juristischer Personen, die einem 

notifizierten elektronischen 

Identifizierungssystem eines anderen 

Mitgliedstaats unterliegen, anerkennen und 

akzeptieren. 

(2) Diese Verordnung legt die 

Bedingungen fest, unter denen die 

Mitgliedstaaten elektronische 

Identifizierungsmittel eines 

Rechtsgebildes, natürlicher oder 

juristischer Personen, die einem 

notifizierten elektronischen 

Identifizierungssystem eines anderen 

Mitgliedstaats unterliegen, anerkennen und 

akzeptieren. 

 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Diese Verordnung legt einen 

Rechtsrahmen für elektronische 

Signaturen, elektronische Siegel, 

elektronische Zeitstempel, elektronische 

Dokumente, elektronische Zustelldienste 

und die Website-Authentifizierung fest. 

(3) Diese Verordnung legt einen 

Rechtsrahmen für elektronische 

Signaturen, elektronische Siegel, 

elektronische Validierung und 

Überprüfung, elektronische Zeitstempel, 

elektronische Dokumente, elektronische 

Zustelldienste und die Website-

Authentifizierung fest. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Diese Verordnung gilt für die von den 

Mitgliedstaaten, in deren Namen oder unter 

deren Verantwortung bereitgestellte 

elektronische Identifizierung und für in 

der Union niedergelassene 

(1) Diese Verordnung gilt für die von den 

Mitgliedstaaten, in deren Namen, unter 

deren Verantwortung oder Beaufsichtigung 

bereitgestellte elektronische 
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Vertrauensdiensteanbieter. Identifizierung. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Meinung, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit 

haben sollten, eID an Dritte auszulagern, die nur von den Mitgliedstaaten beaufsichtigt 

werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Diese Verordnung gilt für in der 

Union niedergelassene 

Vertrauensdiensteanbieter. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme möchte klarstellen, dass sich die Verordnung mit zwei 

verschiedenen Sachverhalten befasst. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 –Absatz 1 – Nummer 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) „elektronische Identifizierung“ ist der 

Prozess der Verwendung von 

Personenidentifizierungsdaten, die in 

elektronischer Form eine natürliche oder 

juristische Person eindeutig repräsentieren; 

(1) „elektronische Identifizierung“ ist der 

Prozess der Verwendung von 

Personenidentifizierungsdaten, die in 

elektronischer Form ein Rechtsgebilde, 

eine natürliche oder juristische Person oder 

ein Pseudonym von ihnen eindeutig 

repräsentieren; 

 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) „elektronisches Identifizierungsmittel“ 

ist eine materielle oder immaterielle 

Einheit, die die in Absatz 1 genannten 

Daten enthält und verwendet wird, um 

Zugang zu den in Artikel 5 genannten 

Online-Diensten zu erhalten; 

(2) „elektronisches Identifizierungsmittel“ 

ist eine materielle oder immaterielle 

Einheit, die die in Absatz 1 genannten 

Daten enthält und verwendet wird, um 

Zugang zu den in Artikel 5 genannten 

elektronischen Diensten zu erhalten; 

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) „Zertifikat“ ist eine elektronische 

Bescheinigung, die elektronische 

Signaturvalidierungsdaten bzw. 

elektronische Siegelvalidierungsdaten mit 

einer natürlichen bzw. juristischen Person 

verknüpft und die Daten dieser Person 

bestätigt; 

(10) „Zertifikat“ ist eine elektronische 

Bescheinigung, die elektronische 

Signaturvalidierungsdaten bzw. 

elektronische Siegelvalidierungsdaten mit 

einem Rechtsgebilde, einer natürlichen 

bzw. juristischen Person verknüpft und die 

Daten dieser Person bestätigt; 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 12 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) „Vertrauensdienst“ ist ein 

elektronischer Dienst, der die Erstellung, 

Überprüfung, Validierung, Handhabung 

und Bewahrung elektronischer Signaturen, 

elektronischer Siegel, elektronischer 

Zeitstempel, elektronischer Dokumente, 

elektronischer Zustelldienste, der Website-

Authentifizierung und elektronischer 

Zertifikate einschließlich der Zertifikate für 

elektronische Signaturen und elektronische 

Siegel beinhaltet; 

(12) „Vertrauensdienst“ ist ein 

elektronischer Dienst, der unter anderem 

die Erstellung, Überprüfung, Validierung, 

Handhabung und Bewahrung 

elektronischer Signaturen, elektronischer 

Siegel, elektronischer Zeitstempel, 

elektronischer Dokumente, elektronischer 

Zustelldienste, der Website-

Authentifizierung und elektronischer 

Zertifikate einschließlich der Zertifikate für 

elektronische Signaturen und elektronische 
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Siegel beinhaltet; 

 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) „Vertrauensdiensteanbieter“ ist eine 

natürliche oder juristische Person, die 

einen oder mehrere Vertrauensdienste 

erbringt; 

(14) „Vertrauensdiensteanbieter“ ist ein 

Rechtsgebilde, eine natürliche oder 

juristische Person, die einen oder mehrere 

Vertrauensdienste erbringt; 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) „Siegelersteller“ ist eine juristische 

Person, die ein elektronisches Siegel 

erstellt; 

(19) „Siegelersteller“ ist ein Rechtsgebilde 

oder eine natürliche oder juristische 

Person, die ein elektronisches Siegel 

erstellt; 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 31 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (31a) „Verletzung des Schutzes 

personenbezogener Daten“ die 

Vernichtung, Verlust, Veränderung, ob 

unbeabsichtigt oder widerrechtlich, oder 

die unbefugte Weitergabe von 

beziehungsweise der unbefugte Zugang 

zu personenbezogenen Daten, die 

übermittelt, gespeichert oder auf sonstige 

Weise verarbeitet wurden; 
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Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) die elektronischen Identifizierungsmittel 

werden vom notifizierenden Mitgliedstaat, 

in dessen Namen oder unter dessen 

Verantwortung ausgestellt; 

a) die elektronischen Identifizierungsmittel 

werden vom notifizierenden Mitgliedstaat, 

in dessen Namen, unter dessen 

Verantwortung oder Beaufsichtigung 

ausgestellt; 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit 

haben, eID an Dritte auszulagern, die nur von den Mitgliedstaaten beaufsichtigt werden. 

 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) der notifizierende Mitgliedstaat stellt 

sicher, dass die 

Personenidentifizierungsdaten der in 

Artikel 3 Absatz 1 genannten natürlichen 

oder juristischen Person eindeutig 

zugeordnet sind; 

c) der notifizierende Mitgliedstaat stellt 

sicher, dass die 

Personenidentifizierungsdaten des bzw. der 

in Artikel 3 Absatz 1 genannten 

Rechtsgebildes, natürlichen oder 

juristischen Person eindeutig zugeordnet 

sind; 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe e – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) der notifizierende Mitgliedstaat haftet 

für 

e) außer wenn der Identitätsanbieter 

nachweisen kann, dass er nicht fahrlässig 

gehandelt hat, haftet der 

Identitätsanbieter für 
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Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit 

haben sollten, eID an Dritte auszulagern, um den Wettbewerb sicherzustellen. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe e a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ea) der notifizierende Mitgliedstaat 

übernimmt die Verantwortung für die 

Einrichtung eines Aufsichtssystems für 

den Identitätsanbieter sowie für die 

Beaufsichtigung und Berichterstattung 

gemäß dieser Verordnung. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme erkennt an, dass die Mitgliedstaaten weitreichende 

Kontrollmöglichkeiten gegenüber ihren Identitätsanbietern haben müssen, um das 

gegenseitige Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten sicherzustellen. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) eine Beschreibung des notifizierten 

elektronischen Identifizierungssystems; 

a) Beschreibung des notifizierten 

elektronischen Identifizierungssystems, 

einschließlich des Sicherheitsniveaus;  

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme hält es für erforderlich, das Sicherheitsniveau in das 

Interoperabilitätsmodell aufzunehmen, um das gegenseitige Vertrauen sicherzustellen. 
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Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 7a 

 Schutz und Verarbeitung 

personenbezogener Daten 

 (1) Der Schutz und die Verarbeitung 

personenbezogener Daten erfolgen im 

Einklang mit der Richtlinie 95/46/EG. 

 (2) Die Verarbeitung erfolgt nach Treu 

und Glauben und auf rechtmäßige Weise 

und wird auf das Mindestmaß an Daten 

beschränkt, das für die Ausstellung und 

Aufrechterhaltung eines Zertifikats oder 

die Erbringung eines Dienstes zur 

elektronischen Identifizierung unbedingt 

erforderlich ist. 

 (3) Die personenbezogenen Daten werden 

in einer Form gespeichert, die die 

Identifizierung der betroffenen Personen 

nicht länger ermöglicht, als es für die 

Realisierung des Zwecks, für den sie 

verarbeitet werden, erforderlich ist.  

 (4) Elektronische Identifizierungssysteme 

stellen die Vertraulichkeit und 

Unversehrtheit der Daten in Bezug auf 

die Person sicher, für die der 

Vertrauensdienst erbracht wird. 

 (5) Unbeschadet der Rechtswirkung, die 

Pseudonyme nach nationalem Recht 

haben, verhindern die Mitgliedstaaten 

nicht, dass in Zertifikaten zur 

elektronischen Identifizierung ein 

Pseudonym anstelle des Namens des 

Unterzeichners angegeben wird. 

 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Artikel 8 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Mitgliedstaaten arbeiten 

zusammen, um die Interoperabilität 

elektronischer Identifizierungsmittel, die 

einem notifizierten System unterliegen, zu 

gewährleisten und deren Sicherheit zu 

erhöhen. 

(1) Die Mitgliedstaaten arbeiten 

zusammen, um die Interoperabilität und 

Technologieneutralität elektronischer 

Identifizierungsmittel, die einem 

notifizierten System unterliegen, zu 

gewährleisten und deren Sicherheit zu 

erhöhen. 

Begründung 

Der Bedarf an elektronischer Identifizierung ist unabhängig von den eingesetzten Mitteln und 

müsste hinsichtlich der derzeitigen und zukünftigen Technologien zur Identifizierung neutral 

sein. 

 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Kommission legt mittels 

Durchführungsrechtsakten die nötigen 

Modalitäten fest, um die in Absatz 1 

genannte Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 

Förderung eines hohen Maßes an 

Vertrauen und Sicherheit, das der Höhe des 

Risikos angemessen ist, zu erleichtern. 

Solche Durchführungsrechtsakte betreffen 

insbesondere den Austausch von 

Informationen, Erfahrungen und bewährten 

Verfahren im Bereich der elektronischen 

Identifizierungssysteme, die gegenseitige 

Überprüfung notifizierter elektronischer 

Identifizierungssysteme und die Prüfung 

einschlägiger Entwicklungen im Bereich 

der elektronischen Identifizierung durch 

die zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten. Solche 

Durchführungsrechtsakte werden nach dem 

in Artikel 39 Absatz 2 genannten 

(2) Die Kommission legt mittels 

Durchführungsrechtsakten den 

Interoperabilitätsrahmen fest, um die in 

Absatz 1 genannte Zusammenarbeit 

zwischen den Mitgliedstaaten im Hinblick 

auf die Förderung eines hohen Maßes an 

Vertrauen und Sicherheit, das der Höhe des 

Risikos angemessen ist, zu erleichtern. 

Solche Durchführungsrechtsakte betreffen 

insbesondere den Austausch von 

Informationen, Erfahrungen und bewährten 

Verfahren im Bereich der elektronischen 

Identifizierungssysteme, die gegenseitige 

Überprüfung notifizierter elektronischer 

Identifizierungssysteme und die Prüfung 

einschlägiger Entwicklungen im Bereich 

der elektronischen Identifizierung durch 

die zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten. Solche 

Durchführungsrechtsakte werden nach dem 

in Artikel 39 Absatz 2 genannten 
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Prüfverfahren erlassen. Prüfverfahren erlassen. 

 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 38 zu 

erlassen, in denen zur Förderung der 

grenzübergreifenden Interoperabilität 

elektronischer Identifizierungsmittel 

technische Mindestanforderungen 

festgelegt werden. 

entfällt 

 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 8a 

  Sicherheitsanforderungen an 

elektronische Identifizierungssysteme  

 (1) Die Anbieter elektronischer 

Identifizierungssysteme ergreifen 

geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen zur 

Beherrschung der Sicherheitsrisiken im 

Zusammenhang mit den von ihnen 

bereitgestellten elektronischen 

Identifizierungsmitteln. Diese 

Maßnahmen müssen unter 

Berücksichtigung des Standes der 

Technik gewährleisten, dass das 

Sicherheitsniveau der Höhe des Risikos 

angemessen ist. Insbesondere sind 

Maßnahmen zu ergreifen, um 

Auswirkungen von 

Sicherheitsverletzungen zu vermeiden 
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bzw. so gering wie möglich zu halten und 

die Beteiligten über nachteilige Folgen 

etwaiger Vorfälle zu informieren. 

 Die Anbieter elektronischer 

Identifizierungssysteme legen nach einem 

Vorfall als Nachweis für das Ergreifen 

angemessener Sicherheitsmaßnahmen der 

Aufsichtsstelle den Bericht über ein von 

einer anerkannten unabhängigen Stelle 

durchgeführtes Sicherheitsaudit vor. 

 (2) Die Anbieter elektronischer 

Identifizierungssysteme melden 

unverzüglich und, falls möglich, binnen 

24 Stunden nach Kenntniserlangung der 

zuständigen Aufsichtsstelle, der 

zuständigen nationalen Stelle für 

Informationssicherheit und anderen 

einschlägigen Dritten wie 

Datenschutzbehörden alle Verletzungen 

des Schutzes personenbezogener Daten, 

die sich erheblich auf die bereitgestellte 

elektronische Identifizierung und die 

darin gespeicherten personenbezogenen 

Daten auswirken. 

 Gegebenenfalls unterrichtet die 

zuständige Aufsichtsstelle die 

Aufsichtsstellen der anderen 

Mitgliedstaaten, insbesondere, wenn von 

der Verletzung des Schutzes 

personenbezogener Daten zwei oder mehr 

Mitgliedstaaten betroffen sind.  

 Die zuständige Aufsichtsstelle kann 

ferner die Öffentlichkeit unterrichten 

oder den Anbieter des elektronischen 

Identifizierungssystems hierzu 

verpflichten, wenn sie zu dem Schluss 

gelangt, dass die Bekanntgabe der 

Verletzung im öffentlichen Interesse liegt. 

 (3) Die Aufsichtsstelle jedes 

Mitgliedstaates übermittelt der ENISA 

einmal jährlich eine Übersicht über die 

von den elektronischen 

Identifizierungssystemen gemeldeten 

Sicherheitsverletzungen. 

 (4) Zur Durchführung der Absätze 1 und 
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2 ist die zuständige Aufsichtsstelle befugt, 

den Anbietern elektronischer 

Identifizierungssysteme verbindliche 

Anweisungen zu erteilen. 

 (5) Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 38 

zur Präzisierung der in Absatz 1 

genannten Maßnahmen zu erlassen. 

 (6) Die Kommission kann mittels 

Durchführungsrechtsakten Einzelheiten, 

Form und Verfahren, einschließlich 

Fristen, für die Zwecke der Absätze 1 bis 

3 festlegen. Solche 

Durchführungsrechtsakte werden nach 

dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 8b 

 Recht der Nutzer elektronischer 

Identifizierungssysteme auf 

Informationen und Zugang  

 Die Anbieter elektronischer 

Identifizierungssysteme informieren die 

betroffenen Personen über die Erfassung, 

Übermittlung und Speicherung ihrer 

Daten sowie über Möglichkeiten des 

Zugangs zu ihren Daten nach Artikel 10 

der Richtlinie 95/46/EG. 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Vertrauensdiensteanbieter haften für 

alle unmittelbaren Schäden gegenüber 

natürlichen oder juristischen Personen, die 

(1) Vertrauensdiensteanbieter haften nach 

nationalem Recht für alle Schäden 

gegenüber Rechtsgebilden, natürlichen 
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auf eine Verletzung der in Artikel 15 

Absatz 1 festgelegten Pflichten 

zurückzuführen sind, es sei denn, der 

Vertrauensdiensteanbieter kann 

nachweisen, dass er nicht fahrlässig 

gehandelt hat. 

oder juristischen Personen, die auf eine 

Verletzung der in Artikel 15 Absatz 1 

festgelegten Pflichten zurückzuführen sind, 

es sei denn, der Vertrauensdiensteanbieter 

kann nachweisen, dass er nicht fahrlässig 

gehandelt hat. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme hält die Haftung für zu weitreichend. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Vertrauensdiensteanbieter und 

Aufsichtsstellen stellen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten 
sicher, dass diese stets redlich und 

rechtmäßig entsprechend der Richtlinie 

95/46/EG erfolgt. 

(1) Vertrauensdiensteanbieter und 

Aufsichtsstellen stellen sicher, dass die 

Erfassung und Verarbeitung 

personenbezogener Daten stets redlich 

und rechtmäßig entsprechend der 

Richtlinie 95/46/EG erfolgen. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Vertrauensdiensteanbieter verarbeiten 

personenbezogene Daten gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG. Die Verarbeitung 

wird auf das Mindestmaß beschränkt, das 

für die Ausstellung und Aufrechterhaltung 

eines Zertifikats oder die Erbringung eines 

Vertrauensdienstes unbedingt erforderlich 

ist. 

(2) Vertrauensdiensteanbieter und 

Aufsichtsstellen sammeln und verarbeiten 

personenbezogene Daten gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG. Die Erfassung und 

Verarbeitung wird auf das Mindestmaß an 

personenbezogenen Daten beschränkt, das 

für die Ausstellung und Aufrechterhaltung 

eines Zertifikats oder die Erbringung eines 

Vertrauensdienstes unbedingt erforderlich 

ist. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 3 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Vertrauensdiensteanbieter 

gewährleisten die Vertraulichkeit und 

Unversehrtheit der Daten in Bezug auf die 

Person, für die der Vertrauensdienst 

erbracht wird. 

(3) Vertrauensdiensteanbieter stellen die 

Vertraulichkeit und Unversehrtheit der 

Daten in Bezug auf die Person, für die der 

Vertrauensdienst erbracht wird, sicher. 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme kann der Vertrauensdiensteanbieter die 

Unversehrtheit der vom Benutzer bereitgestellten Informationen nicht gewährleisten – er 

kann lediglich die erhaltenen Informationen schützen. 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 11a 

 Recht der Nutzer von Vertrauensdiensten 

auf Informationen und Zugang  

 Die Anbieter von Vertrauensdiensten 

informieren die betroffenen Personen 

über die Erfassung, Übermittlung und 

Speicherung ihrer Daten sowie über 

Möglichkeiten des Zugangs zu ihren 

Daten nach Artikel 10 der 

Richtlinie 95/46/EG. 

 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Vertrauensdienste und zur Erbringung 

solcher Dienste verwendete 

Endnutzerprodukte werden für Personen 

mit Behinderungen barrierefrei zugänglich 

gemacht, wann immer dies möglich ist. 

Vertrauensdienste und zur Erbringung 

solcher Dienste verwendete 

Endnutzerprodukte werden für Personen 

mit Behinderungen barrierefrei zugänglich 

gemacht. 
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Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 13a 

 Zusammenarbeit mit den 

Datenschutzbehörden  

 Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die in 

Artikel 13 genannten Aufsichtsstellen mit 

den nach Artikel 28 der 

Richtlinie 95/46/EG benannten 

Datenschutzbehörden der Mitgliedstaaten 

zusammenarbeiten, damit sie die 

Einhaltung der aufgrund der 

Richtlinie 95/46/EG erlassenen 

nationalen Datenschutzbestimmungen 

sicherstellen können. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 38 

zur Festlegung von Verfahren für die 

Wahrnehmung der in Absatz 2 genannten 

Aufgaben zu erlassen. 

(5) Die Kommission wird ermächtigt, 

Durchführungsrechtsakte gemäß 

Artikel 39 zur Festlegung von Verfahren 

für die Wahrnehmung der in Absatz 2 

genannten Aufgaben zu erlassen. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme hält die Änderung zu Durchführungsrechtsakten in 

Artikel 13 Absatz 5 aus Gründen der Klarheit für erforderlich. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Unbeschadet des Artikels 16 Absatz 1 

kann jeder Vertrauensdiensteanbieter als 

Nachweis für das Ergreifen angemessener 

Sicherheitsmaßnahmen der Aufsichtsstelle 

den Bericht über ein von einer anerkannten 

unabhängigen Stelle durchgeführtes 

Sicherheitsaudit vorlegen. 

Unbeschadet des Artikels 16 Absatz 1 legt 

jeder Vertrauensdiensteanbieter nach 

einem Vorfall als Nachweis für das 

Ergreifen angemessener 

Sicherheitsmaßnahmen der Aufsichtsstelle 

den Bericht über ein von einer anerkannten 

unabhängigen Stelle durchgeführtes 

Sicherheitsaudit vor. 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme sollte ein Vertrauensdiensteanbieter 

verpflichtet sein, nach einem Vorfall ein Audit durchzuführen, um eine zukünftige 

Wiederholung des Fehlers zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die betroffene Aufsichtsstelle kann ferner 

die Öffentlichkeit unterrichten oder den 

Vertrauensdiensteanbieter hierzu 

verpflichten, wenn sie zu dem Schluss 

gelangt, dass die Bekanntgabe der 

Verletzung im öffentlichen Interesse liegt. 

Die zuständige Aufsichtsstelle kann ferner 

die Öffentlichkeit unterrichten oder den 

Vertrauensdiensteanbieter hierzu 

verpflichten, wenn sie zu dem Schluss 

gelangt, dass die Bekanntgabe der 

Verletzung im öffentlichen Interesse liegt. 

Begründung 

Die Änderung erfolgt entsprechend der Änderung in Artikel 15 Absatz 1. 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Aufsichtsstelle übermittelt der 

ENISA und der Kommission einmal 

jährlich eine Übersicht über die von den 

Vertrauensdiensteanbietern gemeldeten 

Sicherheitsverletzungen. 

(3) Die Aufsichtsstelle jedes 

Mitgliedstaates übermittelt der ENISA 

einmal jährlich eine Übersicht über die von 

den Vertrauensdiensteanbietern 

gemeldeten Sicherheitsverletzungen. 
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Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme hält es nicht für erforderlich, mehr als einer Stelle zu 

berichten. 

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Qualifizierte Vertrauensdiensteanbieter 

werden einmal jährlich von einer 

anerkannten unabhängigen Stelle geprüft, 

um nachzuweisen, dass sie und die von 

ihnen erbrachten qualifizierten 

Vertrauensdienste die Anforderungen 

dieser Verordnung erfüllen, und 

übermitteln der Aufsichtsstelle den 

entsprechenden Bericht über das 

Sicherheitsaudit. 

(1) Qualifizierte Vertrauensdiensteanbieter 

werden alle zwei Jahre auf eigene Kosten 

von einer anerkannten unabhängigen Stelle 

geprüft, um nachzuweisen, dass sie und die 

von ihnen erbrachten qualifizierten 

Vertrauensdienste die Anforderungen 

dieser Verordnung erfüllen, und 

übermitteln der zuständigen 

Aufsichtsstelle den entsprechenden Bericht 

über das Sicherheitsaudit. 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme hält es nicht für erforderlich, jährlich Audits 

durchzuführen, solange der qualifizierte Vertrauensdiensteanbieter zuvor bewiesen hat, dass 

er den Anforderungen der Verordnung gerecht wird, da es sich um eine umfassende und 

kostenintensive Maßnahme handelt. 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Sobald die betreffenden Dokumente 

gemäß Absatz 1 an die Aufsichtsstelle 

übermittelt worden sind, wird der 

qualifizierte Vertrauensdiensteanbieter in 

die in Artikel 18 genannten 

Vertrauenslisten mit dem Vermerk 

aufgenommen, dass die Meldung 

eingereicht wurde. 

(2) Sobald die betreffenden Dokumente 

gemäß Absatz 1 an die Aufsichtsstelle 

übermittelt worden sind, wird der 

qualifizierte Vertrauensdiensteanbieter in 

die in Artikel 18 genannten 

Vertrauenslisten mit dem Vermerk 

aufgenommen, dass die Meldung 

eingereicht wurde und dass der 

Vertrauensdiensteanbieter auf die 

Bestätigung der Übereinstimmung mit 

den Anforderungen wartet. 
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Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme muss aus Sicherheitsgründen erkennbar sein, 

ob der Vertrauensdiensteanbieter bereits zugelassen wurde oder ob eine Bestätigung der 

Übereinstimmung mit den Anforderungen noch aussteht. 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Aufsichtsstelle weist den 

Qualifikationsstatus der qualifizierten 

Vertrauensdiensteanbieter und der von 

ihnen erbrachten Vertrauensdienste nach 

dem positiven Abschluss der Überprüfung 

spätestens einen Monat nach der Meldung 

gemäß Absatz 1 in den Vertrauenslisten 

aus. 

Die Aufsichtsstelle weist den 

Qualifikationsstatus der qualifizierten 

Vertrauensdiensteanbieter und der von 

ihnen erbrachten Vertrauensdienste nach 

dem positiven Abschluss der Überprüfung 

spätestens 30 Tage nach der Meldung 

gemäß Absatz 1 in den Vertrauenslisten 

aus. 

Begründung 

Ein Monat ist kein genauer Zeitrahmen, da Unterschiede von mehr als 3 Tagen bestehen 

können. 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der 

Kommission unverzüglich Informationen 

über die für die Erstellung, Führung und 

Veröffentlichung der nationalen 

Vertrauenslisten zuständige Stellen, den 

Ort der Veröffentlichung der Listen, das 

zur Unterzeichnung oder Besiegelung der 

Vertrauenslisten verwendete Zertifikat und 

alle etwaigen Änderungen der Listen. 

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der 

Kommission unverzüglich Informationen 

über die für die Erstellung, Führung und 

Veröffentlichung der nationalen 

Vertrauenslisten zuständigen Stellen, den 

Ort der Veröffentlichung der Listen, das 

zur Validierung der Unterzeichnung oder 

der Besiegelung der Vertrauenslisten 

verwendete Zertifikat und alle etwaigen 

Änderungen der Listen. 

Begründung 

Man kann mit einem Zertifikat nicht unterzeichnen oder besiegeln, sondern nur validieren. 
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Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 38 

zur Festlegung der der in Absatz 1 

genannten Informationen zu erlassen. 

entfällt 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme sollte die Zuständigkeit hierfür bei der 

Aufsichtsstelle liegen und nicht bei der Kommission. 

 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Bei der Ausstellung eines qualifizierten 

Zertifikats überprüft der qualifizierte 

Vertrauensdiensteanbieter anhand 

geeigneter Mittel und im Einklang mit dem 

jeweiligen nationalen Recht die Identität 

und gegebenenfalls die spezifischen 

Attribute der natürlichen oder juristischen 

Person, der ein qualifiziertes Zertifikat 

ausgestellt wird. 

(1) Bei der Ausstellung eines qualifizierten 

Zertifikats überprüft der qualifizierte 

Vertrauensdiensteanbieter anhand 

geeigneter Mittel und im Einklang mit dem 

jeweiligen nationalen Recht die Identität 

und gegebenenfalls die spezifischen 

Attribute des Rechtsgebildes, der 

natürlichen oder juristischen Person, der 

ein qualifiziertes Zertifikat ausgestellt 

wird. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) verwenden vertrauenswürdige Systeme 

und Produkte, die vor Veränderungen 

geschützt sind und die technische 

d) verwenden vertrauenswürdige Systeme 

und Produkte, die vor unbefugten 

Veränderungen geschützt sind und die 
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Sicherheit und Zuverlässigkeit der von 

ihnen unterstützten Prozesse gewährleisten; 

technische Sicherheit und Zuverlässigkeit 

der von ihnen unterstützten Prozesse 

gewährleisten; 

Begründung 

Systeme müssen im Laufe der Zeit verändert werden, damit sie aktuell gehalten werden 

können. Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme muss dies daher möglich sein. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 da) bei Einhaltung der in Buchstabe b) 

genannten Anforderungen ist es 

unbeschadet der nationalen 

Identifizierungssysteme zulässig, eine 

elektronische Identifizierung im 

Fernverfahren auszustellen, wenn zuvor 

eine Überprüfung durch persönliches 

Erscheinen erfolgt; 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme sollten die Mitgliedstaaten elektronische 

Identifizierungssysteme auf Grundlage einer vorherigen Überprüfung ausstellen dürfen.  

 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 2 – Buchstabe i a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ia) machen ihre 

Datenschutzbestimmungen öffentlich 

zugänglich und geben dabei die für ihre 

Aufsicht zuständige Datenschutzbehörde 

an. 
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Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Wird von einem Mitgliedstaat 

insbesondere für den Zugang zu einem von 

einer öffentlichen Stelle angebotenen 

Online-Dienst aufgrund einer 

angemessenen Abschätzung der mit dem 

Dienst verbundenen Risiken eine 

elektronische Signatur mit einem 

niedrigeren Sicherheitsniveau als dem der 

qualifizierten elektronischen Signatur 

verlangt, so werden alle elektronischen 

Signaturen anerkannt und akzeptiert, die 

zumindest dasselbe Sicherheitsniveau 

aufweisen. 

(4) Wird von einem Mitgliedstaat 

insbesondere für den Zugang zu einem von 

einer öffentlichen Stelle angebotenen 

Online-Dienst aufgrund einer 

angemessenen Abschätzung der mit dem 

Dienst verbundenen Risiken eine 

elektronische Signatur mit einem 

niedrigeren Sicherheitsniveau als dem, das 

für die qualifizierte elektronische Signatur 

festgelegt wurde, verlangt, so werden alle 

elektronischen Signaturen anerkannt und 

akzeptiert, die zumindest dasselbe 

Sicherheitsniveau aufweisen. 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme sollte das Sicherheitsniveau durch 

Durchführungsrechtsakte gemäß Artikel 7 und 8 festgelegt werden. 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Mitgliedstaaten verlangen für den 

grenzüberschreitenden Zugang zu einem 

Online-Dienst, der von einer öffentlichen 

Stelle angeboten wird, keine elektronische 

Signatur mit einem höheren 

Sicherheitsniveau als dem der 

qualifizierten elektronischen Signatur. 

(5) Die Mitgliedstaaten verlangen für den 

grenzüberschreitenden Zugang zu einem 

Online-Dienst, der von einer öffentlichen 

Stelle angeboten wird, keine elektronische 

Signatur mit einem höheren 

Sicherheitsniveau als dem der 

qualifizierten elektronischen Signatur. 

Begründung 

Betrifft nicht die deutsche Fassung. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 6 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 38 

zur Festlegung der der in Absatz 4 

genannten unterschiedlichen 

Sicherheitsniveaus elektronischer 

Signaturen zu erlassen. 

entfällt 

Begründung 

Nach Ansicht des Verfassers der Stellungnahme sollte eine so wichtige Definition nicht durch 

delegierte Rechtsakte erfolgen, sondern in Anhang I behandelt werden. 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Wird von einem Mitgliedstaat 

insbesondere für den Zugang zu einem von 

einer öffentlichen Stelle angebotenen 

Online-Dienst aufgrund einer 

angemessenen Abschätzung der mit dem 

Dienst verbundenen Risiken ein 

elektronisches Siegel mit einem 

niedrigeren Sicherheitsniveau als dem des 

qualifizierten elektronischen Siegels 

verlangt, so werden alle elektronischen 

Siegel akzeptiert, die zumindest dasselbe 

Sicherheitsniveau aufweisen. 

(4) Wird von einem Mitgliedstaat 

insbesondere für den Zugang zu einem von 

einer öffentlichen Stelle angebotenen 

Online-Dienst aufgrund einer 

angemessenen Abschätzung der mit dem 

Dienst verbundenen Risiken ein 

elektronisches Siegel mit einem 

niedrigeren Sicherheitsniveau als dem des 

qualifizierten elektronischen Siegels 

verlangt, so werden alle elektronischen 

Siegel akzeptiert, die zumindest dasselbe 

Sicherheitsniveau aufweisen. 

Begründung 

Betrifft nicht die deutsche Fassung. 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Mitgliedstaaten verlangen für den 

Zugang zu einem Online-Dienst, der von 

(5) Die Mitgliedstaaten verlangen für den 

Zugang zu einem Online-Dienst, der von 
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einer öffentlichen Stelle angeboten wird, 

kein elektronisches Siegel mit einem 

höheren Sicherheitsniveau als dem des 

qualifizierten elektronischen Siegels. 

einer öffentlichen Stelle angeboten wird, 

kein elektronisches Siegel mit einem 

höheren Sicherheitsniveau als dem des 

qualifizierten elektronischen Siegels. 

Begründung 

Betrifft nicht die deutsche Fassung. 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 – Absatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 38 

zur Festlegung der der in Absatz 4 

genannten unterschiedlichen 

Sicherheitsniveaus elektronischer Siegel 

zu erlassen. 

entfällt 

Begründung 

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass dieser Sachverhalt in der Verordnung 

geregelt werden muss und nicht delegierten Rechtsakten überlassen werden darf, sondern 

stattdessen in Anhang III behandelt werden sollte. 

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 – Absatz 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Die Kommission kann mittels 

Durchführungsrechtsakten Verweise auf 

Normen für die Sicherheitsniveaus 

elektronischer Siegel festlegen. Bei 

elektronischen Siegeln, die diesen Normen 

entsprechen, wird davon ausgegangen, dass 

sie den Sicherheitsniveaus entsprechen, die 

in einem gemäß Absatz 6 erlassenen 

delegierten Rechtsakt festgelegt wurden. 

Solche Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten 

Prüfverfahren erlassen. Die Kommission 

(7) Die Kommission legt mittels 

Durchführungsrechtsakten Verweise auf 

Normen für die definierten 

Sicherheitsniveaus für elektronische 

Siegel fest. Bei elektronischen Siegeln, die 

diesen Normen entsprechen, wird davon 

ausgegangen, dass sie den 

Sicherheitsniveaus entsprechen, die in 

Anhang III festgelegt wurden.  Die 

Durchführungsrechtsakte werden nach dem 

Prüfverfahren gemäß Artikel 39 Absatz 2 

erlassen. Die Kommission veröffentlicht 



 

PE504.331v02-00 30/33 AD\942897DE.doc 

DE 

veröffentlicht solche Rechtsakte im 

Amtsblatt der Europäischen Union. 

solche Rechtsakte im Amtsblatt der 

Europäischen Union. 

Begründung 

Der Absatz wird entsprechend der Streichung von Absatz 6 geändert. 

 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 38 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter 

Rechtsakte wird der Kommission unter den 

in diesem Artikel festgelegten 

Bedingungen übertragen. 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter 

Rechtsakte wird der Kommission unter den 

in diesem Artikel festgelegten 

Bedingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass der in 

Artikel 8 Absatz 3, Artikel 13 Absatz 5, 
Artikel 15 Absatz 5, Artikel 16 Absatz 5, 

Artikel 18 Absatz 5, Artikel 20 Absatz 6, 
Artikel 21 Absatz 4, Artikel 23 Absatz 3, 

Artikel 25 Absatz 2, Artikel 27 Absatz 2, 

Artikel 28 Absatz 6, Artikel 29 Absatz 4, 

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 31, Artikel 35 

Absatz 3 und Artikel 37 Absatz 3 

genannten delegierten Rechtsakte wird der 

Kommission auf unbestimmte Zeit ab 

Inkrafttreten dieser Verordnung 

übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 

8a Absatz 5, Artikel 15 Absatz 5, 

Artikel 16 Absatz 5, Artikel 21 Absatz 4, 

Artikel 23 Absatz 3, Artikel 25 Absatz 2, 

Artikel 27 Absatz 2, Artikel 29 Absatz 4, 

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 31, Artikel 35 

Absatz 3 und Artikel 37 Absatz 3 

genannten delegierten Rechtsakte wird der 

Kommission auf unbestimmte Zeit ab 

Inkrafttreten dieser Verordnung 

übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 8 Absatz 3, Artikel 13 Absatz 5, 

Artikel 15 Absatz 5, Artikel 16 Absatz 5, 

Artikel 18 Absatz 5, Artikel 20 Absatz 6, 
Artikel 21 Absatz 4, Artikel 23 Absatz 3, 

Artikel 25 Absatz 2, Artikel 27 Absatz 2, 

Artikel 28 Absatz 6, Artikel 29 Absatz 4, 

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 31, Artikel 35 

Absatz 3 und Artikel 37 Absatz 3 kann 

vom Europäischen Parlament oder vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der darin genannten 

Befugnisse. Er wird am Tag nach seiner 

Veröffentlichung im Amtsblatt der 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 8a Absatz 5, Artikel 15 Absatz 5, 

Artikel 16 Absatz 5, Artikel 21 Absatz 4, 

Artikel 23 Absatz 3, Artikel 25 Absatz 2, 

Artikel 27 Absatz 2, Artikel 29 Absatz 4, 

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 31, Artikel 35 

Absatz 3 und Artikel 37 Absatz 3 kann 

vom Europäischen Parlament oder vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der darin genannten 

Befugnisse. Er wird am Tag nach seiner 

Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union oder zu einem darin 

angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
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Europäischen Union oder zu einem darin 

angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 

Die Gültigkeit bereits in Kraft getretener 

delegierter Rechtsakte wird von dem 

Beschluss nicht berührt. 

Die Gültigkeit bereits in Kraft getretener 

delegierter Rechtsakte wird von dem 

Beschluss nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen 

delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 

sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 

Parlament und dem Rat. 

(4) Sobald die Kommission einen 

delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 

sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 

Parlament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 

Artikel 8 Absatz 3, Artikel 13 Absatz 5, 
Artikel 15 Absatz 5, Artikel 16 Absatz 5, 

Artikel 18 Absatz 5, Artikel 20 Absatz 6, 
Artikel 21 Absatz 4, Artikel 23 Absatz 3, 

Artikel 25 Absatz 2, Artikel 27 Absatz 2, 

Artikel 28 Absatz 6, Artikel 29 Absatz 4, 

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 31, Artikel 35 

Absatz 3 und Artikel 37 Absatz 3 erlassen 

wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat 

innerhalb von zwei Monaten nach 

Übermittlung dieses Rechtsakts an das 

Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben haben oder wenn vor 

Ablauf dieser Frist sowohl das Europäische 

Parlament als auch der Rat der 

Kommission mitgeteilt haben, dass sie 

keine Einwände erheben werden. Auf 

Veranlassung des Europäischen Parlaments 

oder des Rates wird diese Frist um zwei 

Monate verlängert. 

 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 

Artikel 8a Absatz 5, Artikel 15 Absatz 5, 

Artikel 16 Absatz 5, Artikel 21 Absatz 4, 

Artikel 23 Absatz 3, Artikel 25 Absatz 2, 

Artikel 27 Absatz 2, Artikel 29 Absatz 4, 

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 31, Artikel 35 

Absatz 3 und Artikel 37 Absatz 3 erlassen 

wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat 

innerhalb von zwei Monaten nach 

Übermittlung dieses Rechtsakts an das 

Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben haben oder wenn vor 

Ablauf dieser Frist sowohl das Europäische 

Parlament als auch der Rat der 

Kommission mitgeteilt haben, dass sie 

keine Einwände erheben werden. Auf 

Veranlassung des Europäischen Parlaments 

oder des Rates wird diese Frist um zwei 

Monate verlängert. 

 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe b – Unterabsatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Sensible Daten im Sinne von Artikel 8 der 

Richtlinie 95/46/EG werden nicht 

verarbeitet. 
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Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Absatz 1 – Buchstabe b – Unterabsatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Sensible Daten im Sinne von Artikel 8 der 

Richtlinie 95/46/EG werden nicht 

verarbeitet. 

 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Absatz 1 – Buchstabe b – Unterabsatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Sensible Daten im Sinne von Artikel 8 der 

Richtlinie 95/46/EG werden nicht 

verarbeitet. 
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